


festgesetzt.

§ 2

2026 2027

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme

für Investitionen erforderlich ist, wird auf

festgesetzt.

35.432,00 EUR 6.407.788,00 EUR

§3

2026 2027Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen,

der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in

künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf

festgesetzt.

15.331.000,00 EUR 0,00 EUR

§4

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund

des ~voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan

wird auf 1.800.000,00 EUR

2026 2027

0,00 EUR

und die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund

des voraussichtlichen Jahresfehlbetrages im Ergebnisplan

wird auf 159.861,00 EUR 6.127.502,00 EUR

festgesetzt. l

§ 5

2026 2027

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung

in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 30.000.000,00 EUR

festgesetzt.

30.000.000,00 EUR

§ 6

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für die Haushaltsjahre 2026 und 2027 wie folgt festge-

setzt:

2026 2027

1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe

(Grundsteuer A) 330 v.H. 345 v. H.



b) für die Grundstücke (Gru.ndsteuer B) 960 v.H. 980 v. H.

2. Gewerbesteuer 517 v.H. 517 v. H.

§7

Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahr 2036 wieder hergestellt.
Die im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung
des Haushaltsplans umzusetzen.

§ 8

lm Rahmen von Stellenwiederbesetzungen können vorübergehend Stellen von Beamten mit ver-
gleichbaren oder niedriger einzustufenden Beschäftigten und Stellen von Beschäftigten mit vergleich-
baren oder niedriger einzustufenden Beamten besetzt werden.

Im folgenden Haushaltsjahr ist der Stellenplan entsprechend anzupassen.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für die Haushaltsjahre 2026 und 2027 wird

hiermit gem. § 19 der Hauptsatzung der Gemeinde Eitorf in der zurzeit gültigen Fassung öffentlich
bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung

vom 14. Juli 1994 beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer

Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Ratsbeschluss zur Satzungsänderung ist vorher von mir beanstandet worden,

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Eitorf vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Eitorf, den 21.07.2026
Gemeinde Eitorf
Der Bürgermeister
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RainerVíehof


